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Wünscht die Fraktion der CDU das Wort zur Be-
gründung? Frau Abgeordnete Meißner.

Abgeordnete Meißner, CDU:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnetenkollegen, sehr geehrte
Zuschauer im Netz, der eine oder andere wird sich
fragen, warum die CDU-Fraktion heute die Ände-
rung eines Gesetzes einbringt, das in Thüringen
noch nicht mal ein Jahr Gültigkeit hat. Das Gesetz
zur Inklusion und Gleichstellung von Menschen mit
Behinderungen wurde im vergangenen Jahr verab-
schiedet. Man muss ganz ehrlich sagen: Dass es
erst im letzten Jahr dazu kam, hat eine lange Ge-
schichte. Ich gestehe gern ein, dass es auch Vor-
gängerregierungen schwergefallen ist, dieses Ge-
setz auf den Weg zu bringen.

Aber das Gesetz, so wie es im Jahr 2019 verab-
schiedet worden ist, hat leider einige Lücken hinter-
lassen, die durch die Gesetzesverabschiedung
nicht geschlossen werden konnten. Insbesondere
bezüglich des Landesbeauftragten für Menschen
mit Behinderungen sind einige Punkte offen geblie-
ben, die wir jetzt als CDU-Fraktion mit unserem Ge-
setzentwurf aufgreifen und notwendigerweise än-
dern wollen.

Ich will an dieser Stelle auch nicht verhehlen, dass
wir uns da im Einklang mit den Forderungen des
Landesbehindertenbeauftragten befinden, der sich
in einem Brief an uns gewandt hat und dort – ich
darf zitieren – formuliert hat: Diese Punkte, die für
meine Arbeit essenziell und zunehmend existenziell
werden, müssen einer Lösung zugeführt werden. –
Deswegen haben wir diese in einen Gesetzentwurf
gepackt und haben darüber hinaus aber auch noch
Änderungen aufgenommen, die wir im vergange-
nen Jahr im Gesetzgebungsprozess als CDU-Frak-
tion bereits erfolglos versucht haben einzubringen.

Ich möchte jetzt hier in dieser Begründung nur auf
die zwei wichtigsten Inhalte unseres Gesetzesvor-
habens eingehen. Das ist zum einen die Einrich-

tung einer Landesstelle für Barrierefreiheit. Barrie-
refreiheit ist ein Thema, das nicht nur Menschen mit
Behinderungen in Thüringen betrifft, sondern auch
die Seniorinnen und Senioren sowie Familien.
Letztendlich geht es hierbei auch nicht nur um bau-
liche Barrierefreiheit oder Fragen der Verkehrsbar-
rierefreiheit, sondern auch um Fragen der Digitali-
sierung und des barrierefreien Internets. All diese
Fragen wollen wir in der Landesstelle für Barriere-
freiheit bündeln. Unser Landesbeauftragter für
Menschen mit Behinderungen leistet hier schon ei-
ne hervorragende Arbeit, aber seine Kapazitäten
sind beschränkt, und mit einer Landesstelle könnte
man ihm nicht nur personell den Rücken stärken,
sondern auch für all diejenigen, die im Freistaat
Thüringen in diesem Bereich Fragen haben, eine
Ansprechstelle schaffen, wo mit hohen Maßstäben
diesen Fragen Antworten entgegengesetzt werden
können. Und das ist längst überfällig. Wenn schon
der Behindertenbeauftragte von sich aus sagt, dass
er Unterstützung braucht, sollten wir dieser nachge-
hen. Denn wenn man frühzeitig bei baulichen Vor-
haben nach entsprechenden fachlichen Vorgaben
Barrierefreiheit herstellt, dann spart man sich am
Ende einen möglichen Mehraufwand und damit ver-
bundene höhere Kosten. 

Ein zweiter Punkt, den unser Gesetzentwurf be-
inhaltet, ist die Veränderung der Besoldungsgruppe
für den Landesbeauftragten für Menschen mit Be-
hinderungen – ein Punkt, auf den wir bereits im Ge-
setzgebungsverfahren im letzten Jahr deutlich hin-
gewiesen haben. Denn mit dem letztes Jahr durch
die Mehrheit von Rot-Rot-Grün verabschiedeten
Gesetz ist es so, dass der Beauftragte für Men-
schen mit Behinderungen der einzige Beauftragte
in diesem Land ist, der mit einer A16 besoldet wird,
und das vor dem Hintergrund, dass er sich als Be-
auftragter ja für die Menschen einsetzt, die Behin-
derungen haben und damit nicht benachteiligt wer-
den sollen. 

Wir wollen, dass der Behindertenbeauftragte eben-
so wie alle anderen Beauftragten auch mit der Be-
soldungsgruppe B3 entlohnt wird und damit genau-
so wie der Aufarbeitungsbeauftragte, der Bürgerbe-
auftragte oder wie jetzt kürzlich die neu eingestellte
Gleichstellungsbeauftragte. Das heißt also im End-
effekt, viele gute Sachen zur Stärkung der Men-
schen mit Behinderungen, aber auch deren Vertre-
tung hier auf Landesebene. Das zunächst zur Be-
gründung. Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU)
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Vizepräsident Worm:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Ich eröffne die
Aussprache und als erster Redner hat Abgeordne-
ter Möller, SPD-Fraktion, das Wort.

Abgeordneter Möller, SPD:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, liebe Gäste und Zuhörerinnen
und Zuhörer am Livestream, Ziel meiner Fraktion ist
es, uns verantwortlich darum zu kümmern, dass al-
le Menschen, die in dieser Gesellschaft leben, ein
gleichberechtigtes und lebenswertes Leben führen.
Dafür steht die Sozialdemokratie. Soziale Teilhabe
ist deswegen ein nicht zu unterschätzender Bau-
stein für ein gutes Zusammenleben und ein gutes
Miteinander. Wir müssen uns deswegen genau für
diejenigen einsetzen, die besondere Unterstützung
oder Hilfe brauchen, die keine laute Lobby haben,
den Blick auf alle richten, nicht nur auf wenige. 

Die UN-Behindertenrechtskonvention muss in vol-
lem Umfang umgesetzt werden. Das steht über-
haupt nicht zur Debatte. Eine inklusive Gesellschaft
ist das Ziel, aber noch nicht die Wirklichkeit. Das
hat auch das Treffen des Außerparlamentarischen
Bündnisses zur Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention letzte Woche hier in diesem Ho-
hen Hause gezeigt. Es hapert noch an vielerlei
Stellen. Deshalb fordern wir unter anderem inklusi-
ve Bildungsangebote mit zugleich individueller För-
derung, die konsequente Öffnung des Arbeits-
markts für Menschen mit Behinderungen oder auch
alternative Wohnkonzepte und das Angebot von
Veröffentlichungen in sogenannter Leichter Spra-
che. 

Dass wir als Sozialdemokratinnen Teilhabe ernst
nehmen, zeigt sich zum Beispiel an der weitgehen-
den Abschaffung der Wahlrechtsausschlüsse von
Menschen mit Behinderungen. Ich erinnere Sie da-
ran: Das konnten wir im Februar dieses Jahres zu-
mindest schon für die Kommunalwahlen erreichen.
Und ich erinnere Sie auch daran: Gegen die Stim-
men von AfD und CDU. 

Damit komme ich zu Ihrem Antrag, liebe Kollegen
der CDU-Fraktion, der dem Grunde nach eine be-
grüßenswerte Initiative ist, da er zum Beispiel auch
einer sich digitalisierenden Welt mit dem Stichwort
„Beratung zur Internetgestaltung“ und anderen Din-
gen und der Verantwortung aller politischen Ebenen
von der Kommune bis zum Land Rechnung trägt.

Aber – und Sie können es sich wohl kaum anders
denken, es gibt ein Aber – zur Debatte stehen meh-
rere Fragen, die im Gesetzentwurf der CDU-Frak-
tion – wie gerade schon gehört – zur Änderung des
Thüringer Gesetzes zur Inklusion und Gleichstel-

lung von Menschen mit Behinderungen – Verbesse-
rung der Barrierefreiheit und Stärkung des Landes-
beauftragten für Menschen mit Behinderungen ver-
bunden sind. Sie verlangen in Ihrem Antrag unter
anderem zwei Dinge, die wir diskutieren müssen:
Die Besoldung des Landesbeauftragten für Men-
schen mit Behinderungen anzuheben und eine
Landesfachstelle für Barrierefreiheit einzurichten.

In der Tat, der Landesbeauftragte für Menschen mit
Behinderungen hat eine Reihe von Aufgaben. Ich
persönlich bin ihm sehr dankbar für seine Arbeit. 

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Allerdings fühlt sich diese Forderung einer höheren
Eingruppierung seitens der CDU-Fraktion doch
recht symbolhaft an, denn wir haben auch eine Ver-
antwortung, die die Sicherheit aller Bürgerinnen
und Bürger im Freistaat betrifft, nämlich eine Ver-
antwortung bezüglich der finanziellen Ausgaben
dieses Landes. Wir befinden uns immer noch inmit-
ten einer Pandemie, von der wir Anfang dieses Jah-
res nichts ahnten. Die finanziellen Rücklagen des
Landes sind durch die Pandemie aufgebraucht. Ei-
ne höhere Eingruppierung ist zwar für den Haushalt
2020 berücksichtigt, anders als von Ihnen in dem
Gesetzentwurf behauptet, für das Jahr 2021 aber
noch nicht. Die finanziellen, wirtschaftlichen und so-
zialen Herausforderungen für das Land sind groß.
Wenn wir ehrlich sind, dann gehört zum Ehrlich-
Sein auch dazu, dass eine A16-Stelle keine finan-
ziell schlechte Stellung beinhaltet 

(Unruhe CDU)

und eine Haushaltsentscheidung in der jetzigen Si-
tuation vorwegzunehmen, ist einfach schwierig. Ich
bin skeptisch, ob die Debatte um die Eingruppie-
rung Einzelner der Lobby für die nahezu
400.000 Menschen mit Behinderungen in Thürin-
gen zuträglich ist. Das müssen wir ausführlich im
Ausschuss diskutieren – fachlich diskutieren, liebe
Kolleginnen und Kollegen.

Hinsichtlich einer Landesfachstelle müssen wir prü-
fen, wie deren Ausgestaltung genau aussieht. Das
heißt, wir müssen uns konkret darüber verständi-
gen, welche Strukturen es braucht, ob die Einrich-
tung einer solchen Struktur vor dem Hintergrund
der novellierten Stellung des Landesbeauftragten
rechtskonform ist und inwieweit die Schaffung einer
solchen Stelle, sicherlich verbunden mit der Schaf-
fung weiterer Personalstellen, im Kontext der Haus-
haltslage möglich ist.

Es ist auch unser Ziel, die Strukturen einer alle Le-
bens- und Arbeitsbereiche umfassenden inklusiven
Gesellschaft auszubauen. Deshalb freue ich mich,
die bestehenden Fragen in den Ausschüssen und
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mit den Fachleuten zu diskutieren und den Gesetz-
entwurf zu prüfen. Ich beantrage für meine Fraktion
die Ausschussüberweisung an den Ausschuss für
Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung als
federführend und mitberatend an den Haushalts-
und Finanzausschuss. Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Liebe Kolleginnen
und Kollegen, wir unterbrechen die Aussprache
jetzt für eine Lüftungspause und fahren mit der
Aussprache um 16.30 Uhr fort.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir beenden die
Lüftungspause und fahren fort mit der Aussprache.
Ich erteile Frau Abgeordneter Baum, FDP-Fraktion,
das Wort.

Abgeordnete Baum, FDP:
Vielen Dank, Herr Präsident. Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen Abgeordnete, liebe Zuschauerin-
nen und Zuschauer am Livestream und hier im
Haus, wir Freien Demokraten bekennen uns unein-
geschränkt zur Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention und wir setzen uns dafür ein,
dass Barrierefreiheit im öffentlichen Raum und vor
allem auch im digitalen Raum vorankommt. Da kön-
nen wir hier im Hause selbst auch noch eine ganze
Menge machen. Ich denke da so an Gebärdenüber-
setzungen zumindest bei der Regierungsmedien-
konferenz oder Barrierefreiheit hier, das wäre auch
noch so eine Sache. 

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Die Regierungsmedien-
konferenz findet nicht hier statt!)

Die ist nicht hier, ich wollte nur jetzt nicht gerade
auf das Thema – wir können auch gleich den Land-
tag Live nehmen, aber das treibt ja die Kosten
gleich wieder in die Höhe. Wir können auch einfach
über die Ämter in den Kommunen reden. Gerade
die, die mit Belangen für Menschen mit Behinde-
rungen beschäftigt sind, sind oftmals nicht in den
Räumlichkeiten untergebracht, die es dafür braucht. 

Mit dem Gesetzentwurf, den jetzt die CDU vorge-
legt hat, arbeiten wir aber jetzt in erster Linie erst
mal nur an den Verwaltungsstrukturen. Eine Aus-
schussüberweisung dazu unterstützen wir gern,
denn da gibt es eine ganze Reihe Dinge, die wir
auch gern diskutieren würden. Dass die Kritik an
der Anpassung der Besoldung – also quasi die
Gleichstellung der Menschen mit Behinderungen in

der Bezahlung an diejenigen, die keine Behinde-
rung haben – jetzt gerade aus der SPD kommt, hat
mich jetzt ein bisschen gewundert. 

(Beifall CDU)

Da sind wir grundsätzlich kompromissbereit, denke
ich, auch bei der Nachschärfung des Auftrags, die
kommt ja auch direkt vom Landesbeauftragten,
dass da gerade der Beratungsauftrag noch fehlte.

In der Konstituierung des Landesbeirats für Men-
schen mit Behinderungen wurde bereits deutlich,
dass nicht alle Verbände, die sich mit dem Thema
beschäftigen, im Beirat einen Platz finden. Insofern
ist die Lockerung der momentan festgeschriebenen
Anzahl an Verbänden durchaus hilfreich. Es zeigt
aber auch, dass wir eine ganze Reihe von Verbän-
den, Institutionen und Initiativen haben, die sich für
die Belange von Menschen mit Behinderungen ein-
setzen. Die Verbände engagieren sich auf verschie-
dene Weise. Der Landesbeauftragte engagiert sich
in seinem Bereich. Dann gibt es auch noch das Au-
ßerparlamentarische Bündnis zur Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention.

Jetzt fordert die CDU, dass es Beauftragte in den
Kommunen und Kreisen gibt. Die Kommunen, die
ich kenne, haben bereits Beauftragte, die sich um
Barrierefreiheit, um die Belange von Menschen mit
Behinderungen kümmern. Deswegen verstehe ich
nicht, warum an der Stelle noch eins draufgesetzt
werden muss. Denn eine Sache, die wir damit über-
haupt nicht machen, ist: Wir kommen nicht einen
Schritt weiter in Sachen „Barrierefreiheit“. Denn
eins kann der Beauftragte nicht und das ist: das
Thema „Barrierefreiheit“ bei uns in die Köpfe und
das Handeln zu kriegen.

(Beifall FDP) 

Was wir brauchen, ist eine Sensibilisierung. Ob es
jetzt dazu einen Beauftragten in der Kommune gibt
oder ob das der Bürgermeister ist, der einfach ein
Ohr dafür hat, der zuhört, der im Zweifel mit den
Betroffenen spricht und nachfragt, das macht an
der Stelle keinen Unterschied. Im besten Falle kann
der Bürgermeister gleich für die Umsetzung sorgen.
Denn aus unserer Sicht brauchen die Menschen,
die in unserer Gesellschaft an Teilhabe gehindert
werden, keinen Verwaltungsapparat, sondern in
erster Linie Menschen, die sich mit dem Thema
auseinandersetzen und die dann dafür sorgen,
dass die Belange gehört und umgesetzt werden. In-
sofern diskutieren wir das sehr gern im Ausschuss

(Beifall FDP)

und kommen da sicher auch dem Landesbeauftrag-
ten entgegen, wenn es seinem Arbeitsauftrag dient.
Es hilft nur aus unserer Sicht überhaupt nicht, wenn
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wir den Apparat derer aufblähen, denen wir dann
die Verantwortung in die Schuhe schieben können,
und sagen, der Beauftragte kümmert sich schon
und wir sind damit raus aus der Verantwortung.
Denn das sind wir nicht. Barrierefreiheit ist ein ge-
samtgesellschaftliches Thema und dafür setzen wir
uns ein. Danke schön. 

(Beifall FDP)

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank. Als nächste Rednerin spricht Frau Ab-
geordnete Stange, Fraktion Die Linke. 

Abgeordnete Stange, DIE LINKE:
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Zuhörerinnen und Zuhörer am Livestream!
Lieber Joachim Leibiger, der jetzt nicht mehr hier
oben auf der Tribüne sitzt, aber sicher an seinem
Arbeitsplatz und unserer Debatte lauscht, als Ers-
tes bedanke ich mich im Namen der Fraktion Die
Linke für den Arbeitsentwurf, den er den Koalitions-
fraktionen und der CDU-Fraktion zur Änderung des
Gesetzentwurfs, der heute hier vorliegt, zugesandt
hat. Es ist gut und richtig, dass er uns an der Stelle
immer wieder sensibilisiert und auffordert, an dem
Gesetz, das zum 30.07.2019 in Kraft getreten ist,
zu arbeiten.

Ich möchte ganz gern noch mal auf zwei Dinge ein-
gehen. Das Gesetz, welches wir heute zur Diskus-
sion haben, hat eine sehr, sehr lange Geschichte.
Frau Meißner hat versucht, es zu erklären. Natür-
lich, wo die CDU in politischer Verantwortung war,
hat es nicht geklappt mit der Novelle zum damali-
gen Gesetz. Wir haben erst kurz vor Ende der letz-
ten Legislatur ein ordentliches Gesetz vorlegen
können. „Ordentliches Gesetz“ heißt, es war or-
dentlich, weil der Koalition von Rot-Rot-Grün und
der Landesregierung Transparenz, Mitwirkung, Mit-
sprache der Behinderten sehr, sehr wichtig waren.
Es gab unzählige Anhörungen, es gab unzählige
Bitten und Aufforderungen, und es gab – ich weiß
nicht, wie viele – verschiedene Entwürfe bis zu dem
Tag, als sie den Thüringer Landtag erreicht haben.
Das zeichnet die Koalition und auch Die Linke ganz
besonders aus. Wir arbeiten unter dem Motto
„Nichts über uns ohne uns“, was die behinderten
Menschen immer wieder fordern, denn nur so kön-
nen wir Transparenz wirklich umsetzen. Nur so
können wir gemeinsam mit Menschen mit Behinde-
rungen das Thema hier in den Landtag bringen.

Die Diskussion und die Themen, die heute hier im
Landtag auf der Tagesordnung stehen, werte Kolle-
ginnen und Kollegen, haben uns schon in der Koali-
tion in den letzten Monaten vor Ende der letzten

Koalition nicht nur geeint. Das gehört dazu, sonst
hätte Frau Meißner heute an der Stelle sicher nicht
mit viel Freude diesen Gesetzentwurf eingebracht.
Das Thema „Landesstelle für Barrierefreiheit“ hätte
ich schon ganz gern im Gesetzentwurf vor einem
Jahr gehabt. Das ist gar keine Frage, denn in der
Begründung zum damaligen Gesetzentwurf und
heutigen Gesetz war die Landesstelle für Barriere-
freiheit benannt. Die Einigung konnte nicht erzielt
werden und darum bin ich sehr optimistisch, dass
wir es vielleicht jetzt in dieser Legislatur hinbekom-
men. Ich denke auch, es macht nicht viel Sinn, un-
terschiedliche Bezahlungen von Beauftragten in
Thüringen weiterhin zu belassen und es macht
noch weniger Sinn, die Menschen mit Behinderun-
gen ins Feld zu führen und zu sagen, ob denen das
gut tut, wenn der Beauftragte jetzt eine andere Do-
tierung hätte. Diese Diskussion führen wir auch
nicht, wenn es darum geht, ob es die Gleichstel-
lungsbeauftragte ist oder der Bürgerbeauftragte,
der Datenschutzbeauftrage oder Ähnliches. Hier bin
ich schon der Meinung, dass wir eine gemeinsame
Lösung hinbekommen. 

Es gibt weitere Dinge, Frau Meißner, die Sie im Ge-
setzentwurf eingebracht haben, wo ich sage, ich
weiß nicht, ob man das macht. Vielleicht macht
man das ja so, um einfach einen guten Kompro-
miss hinzukriegen, dass man was reinschreibt, wo
Sie sagen, da hängen wir jetzt mal nicht so sehr
dran. Ich will mal zwei Dinge nennen. Einmal ist es
der § 21 Abs. 2 Satz 1, wo Sie das Wort „zwölf“
streichen wollen. Ich habe heute Vormittag noch
mal die Gelegenheit genutzt, habe mit Joachim Lei-
biger gesprochen und habe gesagt: Möchtest du,
dass dein Landesbeirat, der jetzt ja gerade vor we-
nigen Tagen erst konstituiert worden ist, wirklich
mehr als zwölf Mitglieder hat? Da hat er gesagt:
Nein, das möchte ich eigentlich nicht, ich möchte,
dass der Beirat ein händelbarer Beirat ist, aber ich
möchte gern, dass natürlich auch nicht stimmbe-
rechtigte Mitglieder eingeladen werden und dass ei-
ne gute Netzwerkarbeit geleistet wird. Ich denke,
hier warten wir ab. In den Diskussionen im Aus-
schuss wird er uns auch noch mal an der Stelle ei-
ne Begründung bringen, warum zwölf sicher eine
gute Zahl ist.

Ich möchte auch noch mal auf das Thema „Barrie-
refreiheit und Landesfachstelle“ eingehen. Ja, da
bin ich persönlich als linke Politikerin sehr dabei, ei-
ne solche Fachstelle zu installieren, weil unter-
schiedlichste Gremien und unterschiedlichste Ver-
ordnungen – ob das eine europäische Verordnung
zur Barrierefreiheit ist, ob das die Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention ist, die uns sagt,
was die Beauftragten in den kommenden Jahren für
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Aufgaben haben, und das braucht auch noch mal
Fachkompetenz in einer solchen Stelle.

Ich möchte noch mal auf die Änderungen eingehen,
welche Sie zu den kommunalen Beauftragten auf-
geführt haben. Wenn ich Ihre Änderung in § 22
Abs. 1 richtig lese, machen Sie das, was die Linke
schon vor zwei Legislaturen gefordert hat: Sie wol-
len zwingend, dass die Kommunen kommunale Be-
auftragte fordern. Da bin ich als linke Abgeordnete
wieder sehr bei Ihnen. Wir haben Ihnen schon im
Jahr 2013 einen Gesetzentwurf hier im Landtag
vorgelegt, zwingend kommunale Behindertenbeauf-
tragte gefordert. Damals, Kollegin Meißner, wurde
uns von Ihrer Fraktion vorgeworfen, das kostet zu
viel Geld, das können wir nicht machen. Aber viel-
leicht sind ja auch bei Ihnen an der Stelle gemein-
sam mit der Koalition noch mal neue Denkprozesse
in Bewegung gesetzt worden. Wir haben als rot-rot-
grüne Koalition bereits im Landeshaushalt 2020
700.000 Euro für kommunale Beauftragte einge-
stellt. Ich kann nur an der Stelle an Kommunen ap-
pellieren: Wählen Sie, organisieren Sie sich haupt-
amtliche kommunale Beauftragte! Eine finanzielle
Unterstützung des Landes ist gegeben. Sie muss
auch abgerufen werden, und dafür sollten wir auch
streiten, denn da sind so manche Kommunen sehr
liederlich mit der Umsetzung genau dieses Punkts. 

Noch einen letzten Punkt möchte ich gern formulie-
ren. Ich weiß nicht, ob Ihre Forderungen, die in § 26
Abs. 2, also Bericht und Evaluierung, noch mal for-
muliert worden sind, dass jetzt ein Bericht zur Wir-
kung des Gesetzes alle sechs Jahre – wir hatten
geschrieben „alle fünf Jahre“ – auf den Weg ge-
bracht werden soll, wirklich alle bis zum Ende
durchdacht sind. Wir haben gesagt, erstmals sollte
der Bericht 2024 gegeben werden. Sie sagen, er
soll 2022 gegeben werden. Wir werden mit dem
Beauftragten darüber reden, ob diese Forderungen,
die Sie hier stellen, machbar sind, oder ob wir wirk-
lich dabei bleiben, so wie es in dem jetzigen Ge-
setzentwurf formuliert ist. 

Ein Letztes – das wissen Sie auch –, was gar nicht
geht, das ist das Inkrafttreten des Gesetzes zum
1. Dezember 2020. Wir werden, wenn wir Änderun-
gen in dem Gesetz auf den Weg bringen, sie frü-
hestens mit Verabschiedung des Haushalts 2021
erst umsetzen können. Darum wird sicher auch ei-
ne Novelle, eine Änderung des Gesetzes erst mit
diesem Datum in Kraft treten. 

In dem Sinne lassen Sie uns gemeinsam an dem
Gesetzentwurf arbeiten. Lassen Sie uns gemein-
sam mit Vertreterinnen und Vertretern der Behin-
dertenverbände das bereits gute Gesetz an be-
stimmten Stellen nachjustieren. Lassen Sie uns ge-
meinsam in einem der nächsten Monate an der

Stelle noch mal darüber reden und im Landtag eine
gute und kluge Beschlussfassung auf den Weg
bringen. Danke schön. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Worm:
Danke, Frau Abgeordnete. Für die AfD-Fraktion er-
teile ich Herrn Abgeordneten Aust das Wort. 

Abgeordneter Aust, AfD:
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und
Herren, es ist eine zivilisatorische Errungenschaft,
dass Menschen mit geistigen und körperlichen Be-
hinderungen an einem Alltag teilnehmen können
und zunehmend teilnehmen können, der eigentlich
im Wesentlichen noch immer ausgerichtet ist auf
Menschen und an Menschen, die nicht mit diesen
körperlichen oder geistigen Beeinträchtigungen le-
ben. Darum begrüßen wir sehr ausdrücklich die Ini-
tiative der Christdemokraten, hier zu Verbesserun-
gen beizutragen, beispielsweise indem auch
moderne Aspekte eingebracht werden, wie auch
dafür zu sorgen, dass die digitale Barrierefreiheit
geschaffen wird. Wir begrüßen es auch, dass bei-
spielsweise Prüf- und Beanstandungskompetenzen
des Landesbeauftragten für Behinderte in Überein-
stimmung gebracht werden. 

Wir haben allerdings zwei wesentliche Kritikpunkte
an diesem Gesetzentwurf. Das ist zum einen, dass
in § 21 Abs. 1 das Prozedere verändert werden
soll, zu Beginn einer Legislaturperiode den Landes-
beirat für Menschen mit Behinderungen zu wählen.
Das hat sich aus unserer Sicht bewährt und darum
verstehen wir nicht, warum dieses Verfahren geän-
dert werden soll. Eine Erweiterung des Gremiums
auf mehr als zwölf Mitglieder kann man prüfen, da
die Nachfrage tatsächlich groß ist. Das wurde in der
konstituierenden Sitzung des Landesbehinderten-
beirats am 1. Juli 2020 deutlich. 

Der zweite Punkt, den wir kritisieren, ist, dass man
nun den Kommunen vorschreiben möchte, Beauf-
tragte zwangsweise einzuführen, denn die Kommu-
nen haben daran selbst ein Interesse. 21 Prozent
der über 65-Jährigen sind schwerbehindert. Inso-
fern haben auch die Kommunen ein Interesse da-
ran, ihr Angebot für ebendiese Bürger auszuweiten
und zu verbessern. Darum gefällt es uns nicht,
dass beispielsweise mit dieser verpflichtenden Ein-
führung kommunaler Beauftragter beispielsweise
nur von Projektförderung die Rede ist. Wir wollen,
dass die Kommunen in eine Lage versetzt werden,
in der sie ihre eigenen Wünsche, nämlich solche
kommunalen Beauftragten einzuführen, aus eige-
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ner Kraft stemmen können. Da reichen Projektför-
derungen nicht aus, sondern da muss es eine dau-
erhafte Lösung geben. 

(Beifall AfD)

Darum werden wir Ihrem Antrag, das Ganze an den
Sozialausschuss zu überweisen, zustimmen und
freuen uns dann auf die Debatte. Vielen herzlichen
Dank. 

(Beifall AfD)

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank. Frau Abgeordnete Pfefferlein, Bünd-
nis 90/Die Grünen, ist die nächste Rednerin zu die-
sem Tagesordnungspunkt.

Abgeordnete Pfefferlein, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, sehr geehrte Gäste, es wurde
schon von einigen gesagt: Wir haben es uns nicht
leicht gemacht bei der Beratung und Verabschie-
dung des Thüringer Gesetzes zur Inklusion und
Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen.
Nach intensiven Dialogen, Verständigungen und
Rückfragen, der Bewertung der verschiedenen
Sichtweisen und dem Einarbeiten der vielen be-
rechtigten Forderungen zwischen der ersten und
zweiten Lesung des Gesetzes im vergangenen
Jahr konnten wir das Gesetz im September endlich
verabschieden.

Ich habe es damals getan und ich möchte es heute
auch gern wieder tun: Ich möchte mich erst einmal
bei all denen bedanken, die sich an diesem Pro-
zess beteiligt haben. Dank an das zuständige Mi-
nisterium, an die Ministerin, die Staatssekretärin,
die Fachabteilungen und Arbeitsgruppen, Dank an
Herrn Leibiger, an die Vereine und Verbände, die
diesen Prozess fachseitig und kompetent begleitet
haben.

Die Diskussion war selten einfach und selten ohne
Widerspruch. Aber wir haben damals eine Fassung
vorgelegt, die ich auch heute wieder unterschreiben
würde. Wie immer, wenn ein Ergebnis vorliegt, so
gibt es immer noch Möglichkeiten zur Verbesse-
rung, zur Erweiterung und zu Korrekturen.

Wir befassen uns heute mit einer Gesetzesinitiative
der CDU-Fraktion, die auf eine andere Besoldungs-
klasse des Landesbeauftragten für Menschen mit
Behinderungen und die Einrichtung einer Fachstelle
für Barrierefreiheit abzielen soll. Das haben Sie in
der Begründung und in der Beschreibung des Re-
gelungsbedürfnisses sehr detailliert aufgeführt.
Aber Sie haben mit keinem Wort erwähnt, dass wir

mit dem in der 6. Wahlperiode verabschiedeten Ge-
setz zur Inklusion und Gleichstellung von Men-
schen mit Behinderungen sowie zur Änderung des
Thüringer Beamtengesetzes ein großes Stück nä-
her an ein großes Ziel gekommen sind, nämlich in
Thüringen ein modernes Teilhaberecht im Sinne der
UN-Behindertenrechtskonvention zu realisieren. Mit
jedem Gesetz haben wir Hindernisse ein wenig
überwindbarer gemacht und Menschen mit Behin-
derungen weitere Unterstützung zur Teilhabe gege-
ben. Sicher, am Anfang der Entwicklung einer inklu-
siven Gesellschaft liegen noch große Baustellen
vor uns. Der Weg in eine wirklich inklusive Gesell-
schaft muss ein gemeinsamer sein, denn es ist eine
Mammutaufgabe, die nur gemeinsam zu bewältigen
ist. Der Weg zur Verwirklichung von Selbstbestim-
mung und gleichberechtigter Teilhabe ist für Men-
schen mit Behinderungen voller Hemmschwellen,
Stolpersteine und Schranken. Viele Ausgrenzungen
geschehen noch immer aus Unachtsamkeit und
Unwissenheit. Wir brauchen eine differenzierte
Wahrnehmung der Bedürfnisse von Menschen mit
sichtbaren und auch unsichtbaren Behinderungen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

In einer Gesellschaft, die vorrangig auf Aussonde-
rung und Sonderbehandlung setzt, wird körperliche,
geistige und seelische Vielfalt nicht als normaler
Bestandteil, sondern vorrangig als Makel wahrge-
nommen. Das muss sich ändern. Wir von Bünd-
nis 90/Die Grünen wollen, dass alle Menschen die
Rahmenbedingungen vorfinden, die sie brauchen,
um in allen Lebensbereichen selbstbestimmt ent-
scheiden und handeln zu können.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dazu gehört auf jeden Fall so viel Barrierefreiheit
wie möglich und so viel Sensibilität, wie dafür nötig
ist – überall. Zur Barrierefreiheit gehören barriere-
freie Zugänge zu Gebäuden genauso wie die bar-
rierefreie Lesbarkeit von Formularen, die barriere-
freie Suche nach der passenden Wohnung oder
Wohnform oder Kino- bzw. Theaterbesuche, die in-
dividuelle Mobilität und auch der Zugang zu Bildung
und Ausbildung. Inklusion funktioniert nicht ohne
Barrierefreiheit, denn wo Orte, Räume oder Kom-
munikationsmittel nicht barrierefrei sind, bleibt Teil-
habe am kulturellen und politischen Leben, an der
Arbeitswelt und der Freizeit verwehrt.

Wir Grünen setzen dabei auf den Dreiklang aus
Barrierefreiheit, Antidiskriminierung und dauerhaf-
tem individuellen Nachteilsausgleich, um das Ziel
der selbstbestimmten Teilhabe behinderter Men-
schen zu verwirklichen. Wir wollen die gleichbe-
rechtigte Teilhabe von Kindern und Jugendlichen
mit Behinderungen am Schulsystem, an allgemei-
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ner Hochschulbildung, an der Berufsausbildung, Er-
wachsenenbildung und am lebenslangen Lernen.
Wir wollen einen wirklich inklusiven Arbeitsmarkt,
der durchlässig ist und gute Rahmenbedingungen
für alle bietet. Wir wollen barrierefreie Wohnmög-
lichkeiten, neue Wohnformen und kleine sozial-
räumliche Wohnangebote für Menschen mit Behin-
derungen und ältere Menschen unterstützen und
die Isolation verhindern, um möglichst lange ein
selbstbestimmtes, unabhängiges Leben zu ermögli-
chen.

Wir wollen gute Angebote für die gesundheitliche
Selbsthilfe und einen guten Rahmen zum selbst-
ständigen Umgang mit der Bewältigung von Krank-
heit oder Behinderung. Wir wollen barrierefreie Zu-
gänge zu Kultur-, Tourismus- und Erholungsange-
boten, damit alle überall hinkommen.

Dafür müssen wir in Thüringen die richtigen Werk-
zeuge aus dem Koffer holen. Wenn wir über ein
selbstbestimmtes Leben sprechen, müssen wir die
ganze Gesellschaft in den Blick nehmen. Über Ihre
Forderung, liebe CDU, können wir in diesem Kon-
text gern diskutieren, aber wir alle müssen uns be-
wegen, müssen umdenken, müssen mitdenken. 

Wir von Bündnis 90/Die Grünen werden uns weiter
vehement dafür einsetzen, dass Selbstbestimmung
und gleichberechtigte Teilhabe für alle nachhaltig
erreicht und die entsprechenden Strukturen in Thü-
ringen vorgehalten werden. Herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Als nächste Red-
nerin hat Frau Abgeordnete Meißner, CDU-Frak-
tion, das Wort.

Abgeordnete Meißner, CDU:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnetenkollegen, werte Zuschau-
er, ich darf mich erst einmal für die gute Debatte
bedanken und darf auch schon meiner Freude Aus-
druck verleihen, dass es dieser Gesetzentwurf in
den Ausschuss schafft und wir dort hoffentlich auch
eine Übereinkunft finden, um notwendige Änderun-
gen an dem Thüringer Gleichstellungs- und Inklusi-
onsgesetz hier vornehmen zu können.

Ich habe in meiner Begründung schon die zwei
wichtigsten Änderungen zu erläutern versucht,
möchte aber an dieser Stelle auch ein paar weitere
Ausführungen machen, welche Änderungen unser
Gesetzentwurf noch vorsieht. Vielleicht kann ich in
diesem Atemzug auch das eine oder andere Miss-

verständnis aufklären, was hier doch jetzt deutlich
geworden ist.

Zunächst einmal möchte ich mich dabei auf den
§ 22 beziehen, nämlich die Frage der kommunalen
Beauftragten für Menschen mit Behinderungen.
Denn im jetzigen Gesetz, was durch die Mehrheit
von Rot-Rot-Grün im letzten Jahr beschlossen wur-
de, steht in § 22 Abs. 1 folgende Formulierung: „Die
Landkreise, kreisfreien Städte, kreisangehörigen
Gemeinden und Verwaltungsgemeinschaften kön-
nen für ihren jeweiligen Zuständigkeitsbereich ei-
nen Kommunalen Beauftragten für Menschen mit
Behinderungen bestellen.“ Und genau das ist der
Grund, warum manche Kommunen davon nicht Ge-
brauch machen: Weil Rot-Rot-Grün im letzten Jahr
ein Gesetz verabschiedet hat mit einer Formulie-
rung „können“. An der Stelle – sagen wir als CDU-
Fraktion – wollen wir dieses Wort „können“ strei-
chen und dafür sorgen, dass auf Landkreisebene
kommunale Behindertenbeauftragte verpflichtend
eingesetzt werden. Es muss aber dabei den Land-
kreisen und kreisfreien Städten obliegen, ob sie
diese ehrenamtlich oder hauptamtlich einsetzen.
Und selbstverständlich muss dann auch eine För-
derung des Landes bereitgestellt werden, wo es an
uns allen liegt, dann dafür zu sorgen, dass diese
Mittel auch abgerufen werden.

Deswegen greifen wir im Übrigen auch eine Forde-
rung des Außerparlamentarischen Bündnisses auf,
das vergangene Woche genau hier an dieser Stelle
diese Forderung im Rahmen einer Petition aufge-
stellt hat, und wir haben sie hier in unseren Gesetz-
entwurf mit aufgenommen.

Deswegen finde ich auch den Vorwurf gegenüber
den Kommunen, „liederlich“, Frau Stange, nicht ge-
rechtfertigt, denn da muss man ehrlich sagen: Das
Gesetz von Rot-Rot-Grün letztes Jahr war an die-
ser Stelle liederlich.

(Unruhe DIE LINKE)

Ich möchte noch ein paar weitere Änderungsvor-
schläge unsererseits aufgreifen, nämlich den des
Landesbeirats für Menschen mit Behinderungen.
Und, Herr Aust, wenn Sie unseren Vorschlag richtig
gelesen hätten, dann hätten Sie auch verstanden,
dass wir eben gerade nicht wollen, dass zu Beginn
jeder Wahlperiode des Landtags ein neuer Landes-
beirat gewählt werden muss. Dieser Beirat hat sich
hier vergangene Woche neu berufen, und wenn wir
jetzt mal das Neuwahlszenario im nächsten Jahr
durchspielen, würde das bedeuten, dass im nächs-
ten Jahr wieder einer berufen werden muss. Das
wollen wir genau nicht. Deswegen haben wir den
Vorschlag gemacht, dass in § 21 Abs. 1 die Formu-
lierung geändert wird und dann nicht zu Beginn je-
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der Legislaturperiode ein Beirat gewählt wird, son-
dern nur alle fünf Jahre.

Wir haben noch ein paar weitere Vorschläge. An
der Stelle, Herr Abgeordneter Möller, muss ich lei-
der Ihre Worte als blanken Hohn gegenüber dem
Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderun-
gen deutlich machen. Denn das, was mit der Besol-
dung dieses Beauftragten im vergangenen Jahr
passiert ist, das war ganz klipp und klar eine diskri-
minierende Fehlentscheidung gegenüber dem Be-
auftragten für Menschen mit Behinderungen. Denn
wenn man die ganze Geschichte verfolgt, dann war
es so, dass der Beauftragte wie alle anderen Be-
auftragten eine bessere Besoldung hatte und durch
die Mehrheit von Rot-Rot-Grün in diesem Haus im
vergangenen Jahr auf die A16 herabgestuft wurde.
Die Begründung dafür war damals, dass man das
bei allen Beauftragten machen will. Wären Sie kon-
sequent, dann hätten Sie das auch getan. Aber das
sind Sie eben nicht, im Gegenteil: Bei dem SED-
Beauftragten Wurschi wurde eine Einstufung mit B3
vorgenommen. Und wir alle sind aktuell mit der
Thematik „Ohler“ beschäftigt. Die Gleichstellungs-
beauftragte hat auch eine B3 bekommen. Darum
muss ich die Frage stellen: Ist die B3 für zwei Be-
auftragte gerechtfertigt, deren Aufgabenumfang
sich in keiner Weise verändert hat, und ist es im
gleichen Atemzug berechtigt, dass wir den Behin-
dertenbeauftragten, der durch ein umfassendes
Gesetz im letzten Jahr mehr Aufgaben zugewiesen
bekommen hat, noch in seiner Besoldung ein-
schränken?

(Beifall CDU, FDP)

Das ist Diskriminierung. Und sich dann hier hinzu-
stellen und auf die Corona-Zeiten zu verweisen, in
denen wir sparsam sein müssen: Das ist eine Be-
merkung, dafür fehlen mir, ehrlich gesagt, die Wor-
te.

Ich hatte schon angeregt, warum wir eine Landes-
stelle für Barrierefreiheit wollen. Ich freue mich
auch, dass das auf offene Ohren stößt. Ich bin auch
der Meinung, wir sollten an dieser Stelle schnell
handeln, weil ich glaube, dass gutes Personal, das
die Barrierefreiheit nicht nur im baulichen Bereich,
sondern auch im digitalen Bereich fachlich fundiert
beurteilt, sehr rar ist. Unser Behindertenbeauftrag-
ter würde sich freuen, wenn wir ihm da auch schnell
unter die Arme greifen können.

Darüber hinaus sieht unser Gesetzentwurf aber
auch noch Änderungsvorschläge vor, beispielswei-
se auch was angemietete Liegenschaften von öf-
fentlichen Stellen betrifft, die zukünftig auch im Sin-
ne der Barrierefreiheit geprüft werden sollen. Ge-
nau in diese Prüfung soll zukünftig auch der Behin-

dertenbeauftragte mit einbezogen werden, ganz un-
ter dem Motto: Mit uns und nicht über uns.

An dieser Stelle will ich es bei den Ausführungen
belassen. Ich will aber abschließend darauf hinwei-
sen: Ja, wir haben ein paar Punkte drin, bei denen
wir gern diskutieren. Aber Fakt ist eines: So wie im
Gesetz momentan steht, dass eine Evaluation des
Gesetzes erst im Jahr 2024 vorgesehen ist, ist es
uns zu spät. Behinderte Menschen verdienen es,
dass wir nicht in solchen großen Jahresabständen
über sie reden, sondern regelmäßig. Deswegen,
Frau Baum, möchte ich auch einen Gedankengang
von Ihnen aufgreifen, nämlich dass die Barrierefrei-
heit in unser aller Köpfe gehört. Daher, finde ich,
muss man auch kritisch anmerken, dass es leider
so ist, dass dieser Tagesordnungspunkt nicht bar-
rierefrei übertragen wird und keine Gebärdendol-
metscher unsere Reden hier übersetzen, damit die-
jenigen, um die es hier in diesem Gesetz geht,
auch daran teilhaben können, was wir hier über sie,
mit ihnen beraten wollen. Danke für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall CDU, FDP)

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Aus den Reihen
der Abgeordneten liegen mir keine weiteren Rede-
meldungen vor. Für die Landesregierung erteile ich
Frau Ministerin Werner das Wort.

Werner, Ministerin für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen
und Herren Abgeordnete, lassen Sie mich zunächst
auch noch einmal betonen, dass das Ziel, Men-
schen mit Behinderungen die gesellschaftliche Teil-
habe und ein selbstbestimmtes Leben zu ermögli-
chen, eine bedeutende Aufgabe ist, der ich mich
und der sich die Landesregierung besonders ver-
pflichtet fühlt. Ich freue mich, dass nun auch weite-
re Fraktionen hier das Interesse entdeckt haben;
vor allem auch das flammende Interesse der CDU
begrüße ich sehr.

Ich will auch noch mal sagen: Wenn man aber von
Teilhabe und von Inklusion spricht, muss man sich
im Klaren sein, es geht um die volle und wirksame
Teilhabe in allen Bereichen des gesellschaftlichen
Lebens. Das heißt, eine inklusive Gesellschaft be-
deutet, dass Menschen mit und ohne Behinderun-
gen von Geburt an gemeinsam aufwachsen, zu-
sammen mit- und voneinander lernen und gleicher-
maßen Zugang zu gesellschaftlichen Institutionen
und Strukturen haben.
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Auf dem Weg dorthin haben wir in den letzten Jah-
ren einiges erreicht, und ich will an der Stelle auch
der rot-rot-grünen Landesregierung der letzten Le-
gislatur und vor allem den Abgeordneten wirklich
großen Dank sagen, weil uns vieles gelungen ist, in
die Richtung, Menschen mit Behinderungen sowohl
materiell besserzustellen, es ist uns gelungen,
Strukturen zu verändern und es ist uns auch gelun-
gen, das Thema „Selbstermächtigung“ ein ganzes
Stück voranzubringen. Ich will vielleicht erinnern an
die Öffnung der Beratungsrichtlinie, die bis dato ja
nur für Sinnesbehinderungen geöffnet war. Wir ha-
ben die Beratungsrichtlinie, die Förderrichtlinie, ge-
öffnet; für alle Behinderungsarten ist es nun mög-
lich, dass entsprechende Vereine hier Fördermittel
beantragen können und die Beratung der Betroffe-
nen an der Stelle auch möglich ist.

Wir haben eine Liga der Selbstvertretung installiert,
die sich für die Menschen mit Behinderungen hier
in den verschiedenen Strukturen, die wir haben,
einsetzen kann und die auch die Möglichkeit hat,
über Weiterbildung, über Schulung, über Vernet-
zung die Interessen von Menschen mit Behinderun-
gen mehr noch in den Mittelpunkt zu rücken. Da
gibt es auch die einen oder anderen Holpersteine,
die die Liga nehmen musste, aber wir sehen, dass
es notwendig und wichtig gewesen ist, dass Men-
schen mit Behinderungen und dass die Strukturen
auch endlich zusammenkommen, dass sie sich ver-
netzen, dass sie sich gemeinsam für ihre Interes-
sen einbringen, sich politisch an der Stelle auch ge-
zielt artikulieren können und gemeinsam hier Pro-
jekte auf den Weg bringen.

Wir haben es geschafft, dass die ergänzende unab-
hängige Teilhabeberatung, die durch den Bund fi-
nanziert wird, in Thüringen wirklich eine Teilhabebe-
ratung ist, die von Menschen mit Behinderungen er-
bracht wird, und eben nicht von Trägern, die selbst
Leistungen erbringen, sondern es sind die Vereine
und Institutionen selbst, die Menschen mit Behinde-
rungen vertreten, die Betroffenen selbst, die hier
diese ergänzende unabhängige Teilhabeberatung
umsetzen.

Ich möchte an den Thüringer Maßnahmenplan zur
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention
erinnern, der unter umfassender Beteiligung der
Menschen mit Behinderungen nicht nur erarbeitet
wurde, sondern in dem Prozess der Evaluierung
des Maßnahmenplans werden die Arbeitsgruppen,
werden die Menschen mit Behinderungen weiter
beteiligt, sodass tatsächlich nicht nur eine Verwal-
tung darüber urteilt, ob eine Maßnahme umgesetzt
wurde, sondern sich die Menschen mit Behinderun-
gen hier selbst äußern und auch Vorschläge ma-

chen können, wie die Situation weiter verbessert
werden kann.

Ich möchte auf das Thüringer Sinnesbehinderten-
geldgesetz verweisen, mit dem wir es nicht nur ge-
schafft haben, dass taubblinde Menschen auch ei-
nen zusätzlichen Beitrag bekommen, sondern wir
haben auch das Sinnesbehindertengeld insgesamt
auf einen Bundesdurchschnitt angehoben. Und wir
haben – und das war ein großer Kraftakt – das Thü-
ringer Gesetz zur Inklusion und Gleichstellung –
das hat Frau Stange auch schon gesagt –, das un-
ter Beteiligung von vielen Vereinen, Institutionen,
Einzelpersonen erarbeitet wurde, zu dem das Insti-
tut für Menschenrechte uns auch noch mal Hinwei-
se gegeben hat, endlich beschlossen und es ist am
1. Dezember 2019 in Kraft getreten. Das war ein
weiterer wichtiger Schritt auf dem Weg hin zur
gleichberechtigten und selbstbestimmten Teilhabe.

Ich möchte kurz auf Punkte eingehen, die sich in
dem Gesetz finden: Das ist die Wahl des Beauf-
tragten für Menschen mit Behinderungen hier im
Landtag, was wir nun hier in der Legislatur auch
schon umsetzen konnten, es ist die Stärkung des
Beirats der Menschen mit Behinderungen und vor
allem auch die Stärkung in dem Sinne, dass stimm-
berechtigt nur noch Interessenvertreter, deren Be-
troffenenorganisationen und Vereine der Menschen
mit Behinderungen selbst sind. Es ist ein Verbands-
klagerecht, das sich in dem Gesetz wiederfindet. Es
ist eben auch die Möglichkeit und ein Anreiz, haupt-
amtliche Beauftragte in den Kommunen zu bestim-
men.

Frau Meißner, sonst kommt vonseiten der CDU im-
mer, das Selbstbestimmungsrecht oder die kommu-
nale Selbstverwaltung hier ganz hochzuhalten und
eben nicht auf Verpflichtungen zu setzen, deswe-
gen haben wir in dem Gesetz zunächst ein Anreiz-
system geschaffen, dass man kommunale Behin-
dertenbeauftragte hauptamtlich bestellen kann. Es
ist im Haushalt entsprechend auch untersetzt wor-
den, dass es auch eine Förderung der Landkreise
und kreisfreien Städte an der Stelle gibt. Ich denke,
das ist ein erster Schritt und ein wichtiger Schritt
gewesen, der von manchen genutzt wird und von
manchen nicht. Man muss darüber reden, warum
nicht.

Weiterhin haben wir im Gesetzentwurf beispielswei-
se festgelegt, dass Menschen, die auf leichtere
Sprache angewiesen sind, hier in den Behörden
verlangen können, dass in Leichter Sprache mit ih-
nen kommuniziert wird. Ich will auch sagen, dass
wir sehr dankbar sind, dass im Haushalt auch Gel-
der beschlossen wurden, um die Landesverwaltun-
gen insofern auf den Weg zu bringen, dass sie bei-
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spielsweise auch an Schulungen in Leichter Spra-
che teilnehmen könnten.

Ich bin also überzeugt, sehr geehrte Damen und
Herren Abgeordnete, dass wir uns mit dem, was wir
in den letzten Jahren erreicht haben, auf dem richti-
gen Weg befinden hin zu einer gleichberechtigten
und selbstbestimmten Teilhabe von Menschen mit
Behinderungen und auf dem Weg hin zu einer in-
klusiven Gesellschaft. Aber natürlich, wir sind auf
dem Weg. Bis hin zu einer inklusiven Gesellschaft
ist es noch ein weiter Weg. Dieses Ziel ist noch lan-
ge nicht erreicht. Es ist ein ständiger Prozess und
natürlich gehört dazu auch, immer wieder zu über-
legen, an welcher Stelle wir hier die Rahmenbedin-
gungen noch weiter verbessern können. Es wurde
schon gesagt, dass die Evaluierung des Gesetzes
für 2024 vorgesehen ist. Aber natürlich steht es uns
allen frei, hier weiter zu diskutieren, wo es noch
Handlungsbedarfe gibt.

Insofern bedanke ich mich für die Diskussion, die
fand ich sehr ermutigend und sie bringt ganz viel
Hoffnung, dass wir hier noch viel mehr erreichen
können und ich bin gespannt auf die weiteren Dis-
kussionen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Worm:
Vielen Dank, Frau Ministerin. Ich beende die Aus-
sprache. Wir kommen zur Abstimmung. 

Es ist Ausschussüberweisung beantragt, einmal an
den Ausschuss für Soziales, Arbeit, Gesundheit
und Gleichstellung und einmal an den Haushalts-
und Finanzausschuss. 

Wir stimmen als Erstes über die Überweisung an
den Ausschuss für Soziales, Arbeit, Gesundheit
und Gleichstellung ab. Wer für diese Überweisung
ist, den bitte ich um das Handzeichen. Das sind die
Stimmen aus allen Fraktionen. Damit ist die Aus-
schussüberweisung angenommen. 

Wir stimmen über die Überweisung an den Haus-
halts- und Finanzausschuss ab. Wer dafür ist, den
bitte ich ebenfalls um das Handzeichen. Das ist
auch aus allen Fraktionen so. Damit ist auch diese
Ausschussüberweisung angenommen. 

Ich gehe davon aus, dass der Ausschuss für Sozia-
les, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung der fe-
derführende Ausschuss sein soll. Wir stimmen über
die Federführung ab. Wer dafür ist, dass der Aus-
schuss für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleich-
stellung der federführende Ausschuss ist, den bitte
ich um das Handzeichen. Damit ist auch das bestä-
tigt und ich schließe diesen Tagesordnungspunkt. 
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